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Auf Grund des § 10 Absatz 1 des Baugesetzbuchs in der Fassung 
vom 23. September 2004 (BGBl. I S. 2414), zuletzt geändert durch 
Artikel 1 des Gesetzes vom 22. Juli 2011 (BGBl. I S. 1509), in Ver­
bindung mit § 9 Absatz 3, § 8 Absatz 1 und § 11 Absatz 1 des Geset­
zes zur Ausführung des Baugesetzbuchs in der Fassung vom 7. No­
vember 1999 (GVBl. S. 578), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
3. November 2005 (GVBl. S. 692), wird verordnet:

§ 1
Der Bebauungsplan 1-63 vom 6. Januar 2012 für die Verbreite­

rung der Heidestraße zwischen Minna-Cauer-Straße und Perleber­
ger Straße im Bezirk Mitte, Ortsteil Moabit (Blatt 1 und 2 von 2 
Blättern mit Deckblatt vom 27. September 2012) wird festgesetzt. 
Er ändert teilweise die durch Verordnungen über die Festsetzung des 
Bebauungsplans II-201b vom 22. Juni 2006 (GVBl. S. 700) und 
über die Festsetzung des Bebauungsplans II-201c vom 25. Oktober 
2010 (GVBl. S. 491) festgesetzten Bebauungspläne.

§ 2
Die Urschrift des Bebauungsplans kann bei der Senatsverwaltung 

für Stadtentwicklung und Umwelt, Abteilung Geoinformation, be­
glaubigte Abzeichnungen des Bebauungsplans können beim Be­
zirksamt Mitte von Berlin, Abteilung Stadtentwicklung, Bauen, 
Wirtschaft und Ordnung kostenfrei eingesehen werden.

§ 3
Auf die Vorschriften über 

1.	 die Geltendmachung und die Herbeiführung der Fälligkeit et­
waiger Entschädigungsansprüche (§ 44 Absatz 3 Satz 1 und 2 
des Baugesetzbuchs) und

2.	 das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen bei nicht fristge­
mäßer Geltendmachung (§ 44 Absatz 4 des Baugesetzbuchs)

wird hingewiesen.

§ 4
(1) Wer die Rechtswirksamkeit dieser Verordnung überprüfen las­

sen will, muss 
1.	 eine beachtliche Verletzung der Verfahrens- und Formvorschrif­

ten, die in § 214 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 3 des Baugesetz­
buchs bezeichnet sind, 

2.	 eine nach § 214 Absatz 2 des Baugesetzbuchs beachtliche Ver­
letzung der Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungs­
plans und des Flächennutzungsplans,

3.	 nach § 214 Absatz 3 Satz 2 des Baugesetzbuchs beachtliche 
Mängel des Abwägungsvorgangs,

4.	 eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften, die im 
Gesetz zur Ausführung des Baugesetzbuchs enthalten sind, 

in den Fällen der Nummern 1 bis 3 innerhalb eines Jahres, in den 
Fällen der Nummer 4 innerhalb von zwei Jahren seit der Verkün­
dung dieser Verordnung gegenüber der für die verbindliche Bauleit­
planung zuständigen Senatsverwaltung schriftlich geltend machen. 
Der Sachverhalt, der die Verletzung begründen soll, ist darzulegen. 
Nach Ablauf der in Satz 1 genannten Fristen werden die in Nummer 
1 bis 4 genannten Mängel gemäß § 215 Absatz 1 des Baugesetz­
buchs und gemäß § 32 Absatz 2 des Gesetzes zur Ausführung des 
Baugesetzbuchs unbeachtlich.

(2) Die Beschränkung des Absatzes 1 gilt nicht, wenn die für die 
Verkündung dieser Verordnung geltenden Vorschriften verletzt wor­
den sind.

§ 5
Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- 

und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft. 

Berlin, den 13. März 2013

Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und Umwelt
Michael M ü l l e r

Verordnung
über die Festsetzung des Bebauungsplans 1-63 

im Bezirk Mitte, Ortsteil Moabit
Vom 13. März 2013
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Auf Grund des § 10 Absatz 1 des Baugesetzbuchs in der Fassung 
vom 23. September 2004 (BGBl. I S. 2414), zuletzt geändert durch 
Artikel 1 des Gesetzes vom 22. Juli 2011 (BGBl. I S. 1509), in Ver­
bindung mit § 6 Absatz 5 des Gesetzes zur Ausführung des Bauge­
setzbuchs in der Fassung vom 7. November 1999 (GVBl. S. 578), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 3. November 2005 (GVBl. 
S. 692), wird verordnet:

§ 1
Der Bebauungsplan 10-50 vom 4. Juni 2009 mit Deckblatt vom 

15. Oktober 2010 für das Grundstück Myslowitzer Straße 45 im Be­
zirk Marzahn-Hellersdorf, Ortsteil Kaulsdorf, wird festgesetzt.

§ 2

Die Urschrift des Bebauungsplans kann beim Bezirksamt Mar­
zahn-Hellersdorf von Berlin, Abteilung Wirtschaft und Stadtent­
wicklung, Stadtentwicklungsamt, Fachbereich Vermessung, beglau­
bigte Abzeichnungen des Bebauungsplans können beim Bezirksamt 
Marzahn-Hellersdorf von Berlin, Abteilung Wirtschaft und Stadt­
entwicklung, Stadtentwicklungsamt, Fachbereich Stadtplanung und 
Fachbereich Bauaufsicht, Wohnungsaufsicht und Denkmalschutz, 
kostenfrei eingesehen werden.

§ 3
Auf die Vorschriften über

1.	 die Geltendmachung und die Herbeiführung der Fälligkeit et­
waiger Entschädigungsansprüche (§ 44 Absatz 3 Satz 1 und 2 
des Baugesetzbuchs) und

2.	 das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen bei nicht fristge­
mäßer Geltendmachung (§ 44 Absatz 4 des Baugesetzbuchs)

wird hingewiesen.

§ 4
(1) Wer die Rechtswirksamkeit dieser Verordnung überprüfen las­

sen will, muss

1.	 eine beachtliche Verletzung der Verfahrens- und Formvorschrif­
ten, die in § 214 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 3 des Baugesetz­
buchs bezeichnet sind,

2.	 eine nach § 214 Absatz 2 des Baugesetzbuchs beachtliche Ver­
letzung der Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungs­
plans und des Flächennutzungsplans,

3.	 nach § 214 Absatz 3 Satz 2 des Baugesetzbuchs beachtliche 
Mängel des Abwägungsvorgangs,

4.	 eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften, die im 
Gesetz zur Ausführung des Baugesetzbuchs enthalten sind, 

in den Fällen der Nummern 1 bis 3 innerhalb eines Jahres, in den 
Fällen der Nummer 4 innerhalb von zwei Jahren seit der Verkün­
dung dieser Verordnung gegenüber dem Bezirksamt Marzahn-Hel­
lersdorf von Berlin schriftlich geltend machen. Der Sachverhalt, der 
die Verletzung begründen soll, ist darzulegen. Nach Ablauf der in 
Satz 1 genannten Fristen werden die in Nummer 1 bis 4 genannten 
Mängel gemäß § 215 Absatz 1 des Baugesetzbuchs und gemäß § 32 
Absatz 2 des Gesetzes zur Ausführung des Baugesetzbuchs unbe­
achtlich.

(2) Die Beschränkung des Absatzes 1 gilt nicht, wenn die für die 
Verkündung dieser Verordnung geltenden Vorschriften verletzt wor­
den sind. 

§ 5
Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- 

und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Berlin, den 15. März 2013

Bezirksamt Marzahn-Hellersdorf von Berlin

K o m o ß
Bezirksbürgermeister

Christian  G r ä f f
Bezirksstadtrat für Wirtschaft 

und Stadtentwicklung

Verordnung
über die Festsetzung des Bebauungsplans 10-50 

im Bezirk Marzahn-Hellersdorf, Ortsteil Kaulsdorf
Vom 15. März 2013
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Auf Grund des § 10 Absatz 1 des Baugesetzbuchs in der Fassung 
vom 23. September 2004 (BGBl. I S. 2414), zuletzt geändert durch 
Artikel 1 des Gesetzes vom 22. Juli 2011 (BGBl. I S. 1509), in Ver­
bindung mit § 6 Absatz 5 des Gesetzes zur Ausführung des Bauge­
setzbuchs in der Fassung vom 7. November 1999 (GVBl. S. 578), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 3. November 2005 (GVBl. 
S. 692), wird verordnet:

§ 1
Der Bebauungsplan XXIII-6h vom 8. September 2009 mit 

1. Deckblatt vom 5. Oktober 2011 für das Gelände zwischen Straße 
Wildrosengehölz, Florastraße, Straße Am Rosenhag und Hönower 
Straße im Bezirk Marzahn-Hellersdorf, Ortsteil Mahlsdorf wird 
festgesetzt.

§ 2
Die Urschrift des Bebauungsplans kann beim Bezirksamt Mar­

zahn-Hellersdorf von Berlin, Abteilung Wirtschaft und Stadtent­
wicklung, Stadtentwicklungsamt, Fachbereich Vermessung, beglau­
bigte Abzeichnungen des Bebauungsplans können beim Bezirksamt 
Marzahn-Hellersdorf von Berlin, Abteilung Wirtschaft und Stadt­
entwicklung, Stadtentwicklungsamt, Fachbereich Stadtplanung und 
Fachbereich Bauaufsicht, Wohnungsaufsicht und Denkmalschutz, 
kostenfrei eingesehen werden.

§ 3
Auf die Vorschriften über

1.	 die Geltendmachung und die Herbeiführung der Fälligkeit et­
waiger Entschädigungsansprüche (§ 44 Absatz 3 Satz 1 und 2 
des Baugesetzbuchs) und

2.	 das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen bei nicht fristge­
mäßer Geltendmachung (§ 44 Absatz 4 des Baugesetzbuchs)

wird hingewiesen.

§ 4
(1) Wer die Rechtswirksamkeit dieser Verordnung überprüfen las­

sen will, muss

1.	 eine beachtliche Verletzung der Verfahrens- und Formvorschrif­
ten, die in § 214 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 3 des Baugesetz­
buchs bezeichnet sind,

2.	 eine nach § 214 Absatz 2 des Baugesetzbuchs beachtliche Ver­
letzung der Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungs­
plans und des Flächennutzungsplans,

3.	 nach § 214 Absatz 3 Satz 2 des Baugesetzbuchs beachtliche 
Mängel des Abwägungsvorgangs,

4.	 eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften, die im 
Gesetz zur Ausführung des Baugesetzbuchs enthalten sind, 

in den Fällen der Nummern 1 bis 3 innerhalb eines Jahres, in den 
Fällen der Nummer 4 innerhalb von zwei Jahren seit der Verkün­
dung dieser Verordnung gegenüber dem Bezirksamt Marzahn-Hel­
lersdorf von Berlin schriftlich geltend machen. Der Sachverhalt, der 
die Verletzung begründen soll, ist darzulegen. Nach Ablauf der in 
Satz 1 genannten Fristen werden die in Nummer 1 bis 4 genannten 
Mängel gemäß § 215 Absatz 1 des Baugesetzbuchs und gemäß § 32 
Absatz 2 des Gesetzes zur Ausführung des Baugesetzbuchs unbe­
achtlich.

(2) Die Beschränkung des Absatzes 1 gilt nicht, wenn die für die 
Verkündung dieser Verordnung geltenden Vorschriften verletzt wor­
den sind. 

§ 5
Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- 

und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Berlin, den 15. März 2013

Bezirksamt Marzahn-Hellersdorf von Berlin

K o m o ß
Bezirksbürgermeister

Christian  G r ä f f
Bezirksstadtrat für Wirtschaft 

und Stadtentwicklung

Verordnung
über die Festsetzung des Bebauungsplans XXIII-6h 
im Bezirk Marzahn-Hellersdorf, Ortsteil Mahlsdorf

Vom 15. März 2013
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Auf Grund des § 10 Absatz 1 des Baugesetzbuchs in der Fassung 
vom 23. September 2004 (BGBl. I S. 2414), zuletzt geändert durch 
Artikel 1 des Gesetzes vom 22. Juli 2011 (BGBl. I S. 1509), in Ver­
bindung mit § 6 Absatz 5 des Gesetzes zur Ausführung des Bauge­
setzbuchs in der Fassung vom 7. November 1999 (GVBl. S. 578), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 3. November 2005 (GVBl. 
S. 692), wird verordnet:

§ 1
Der Bebauungsplan XXIII-6b vom 8. September 2009 mit Deck­

blatt vom 7. September 2011 für die Grundstücke Hönower Straße 
225/279, Am Rosenhag 22–27 und Briesener Weg 157–190 im Be­
zirk Marzahn-Hellersdorf, Ortsteile Mahlsdorf und Kaulsdorf, wird 
festgesetzt.

§ 2
Die Urschrift des Bebauungsplans kann beim Bezirksamt Mar­

zahn-Hellersdorf von Berlin, Abteilung Wirtschaft und Stadtent­
wicklung, Stadtentwicklungsamt, Fachbereich Vermessung, beglau­
bigte Abzeichnungen des Bebauungsplans können beim Bezirksamt 
Marzahn-Hellersdorf von Berlin, Abteilung Wirtschaft und Stadt­
entwicklung, Stadtentwicklungsamt, Fachbereich Stadtplanung und 
Fachbereich Bauaufsicht, Wohnungsaufsicht und Denkmalschutz, 
kostenfrei eingesehen werden.

§ 3
Auf die Vorschriften über

1.	 die Geltendmachung und die Herbeiführung der Fälligkeit et­
waiger Entschädigungsansprüche (§ 44 Absatz 3 Satz 1 und 2 
des Baugesetzbuchs) und

2.	 das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen bei nicht fristge­
mäßer Geltendmachung (§ 44 Absatz 4 des Baugesetzbuchs)

wird hingewiesen.

§ 4
(1) Wer die Rechtswirksamkeit dieser Verordnung überprüfen las­

sen will, muss

1.	 eine beachtliche Verletzung der Verfahrens- und Formvorschrif­
ten, die in § 214 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 3 des Baugesetz­
buchs bezeichnet sind,

2.	 eine nach § 214 Absatz 2 des Baugesetzbuchs beachtliche Ver­
letzung der Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungs­
plans und des Flächennutzungsplans,

3.	 nach § 214 Absatz 3 Satz 2 des Baugesetzbuchs beachtliche 
Mängel des Abwägungsvorgangs,

4.	 eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften, die im 
Gesetz zur Ausführung des Baugesetzbuchs enthalten sind, 

in den Fällen der Nummern 1 bis 3 innerhalb eines Jahres, in den 
Fällen der Nummer 4 innerhalb von zwei Jahren seit der Verkün­
dung dieser Verordnung gegenüber dem Bezirksamt Marzahn-Hel­
lersdorf von Berlin schriftlich geltend machen. Der Sachverhalt, der 
die Verletzung begründen soll, ist darzulegen. Nach Ablauf der in 
Satz 1 genannten Fristen werden die in Nummer 1 bis 4 genannten 
Mängel gemäß § 215 Absatz 1 des Baugesetzbuchs und gemäß § 32 
Absatz 2 des Gesetzes zur Ausführung des Baugesetzbuchs unbe­
achtlich.

(2) Die Beschränkung des Absatzes 1 gilt nicht, wenn die für die 
Verkündung dieser Verordnung geltenden Vorschriften verletzt wor­
den sind. 

§ 5
Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- 

und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Berlin, den 15. März 2013

Bezirksamt Marzahn-Hellersdorf von Berlin

K o m o ß
Bezirksbürgermeister

Christian  G r ä f f
Bezirksstadtrat für Wirtschaft 

und Stadtentwicklung

Verordnung
über die Festsetzung des Bebauungsplans XXIII-6b 

im Bezirk Marzahn-Hellersdorf, Ortsteile Mahlsdorf und Kaulsdorf
Vom 15. März 2013
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Auf Grund des § 10 Absatz 1 des Baugesetzbuchs in der Fassung 
vom 23. September 2004 (BGBl. I S. 2414), zuletzt geändert durch 
Artikel 1 des Gesetzes vom 22. Juli 2011 (BGBl. I S. 1509), in Ver­
bindung mit § 6 Absatz 5 und § 11 Absatz 1 des Gesetzes zur Aus­
führung des Baugesetzbuchs in der Fassung vom 7. November 1999 
(GVBl. S. 578), zuletzt geändert durch Gesetz vom 3. November 
2005 (GVBl. S. 692), wird verordnet:

§ 1
Der Bebauungsplan XXIII-15b-1 vom 4. Juni 2009 mit Deckblatt 

vom 25. November 2011 für die Grundstücke zwischen der Lands­
berger Straße, der Stralsunder Straße, der Landesgrenze Berlin-
Brandenburg, der Verdistraße, dem Grundstück Verdistraße 61 und 
der Kaulbachstraße im Bezirk Marzahn-Hellersdorf, Ortsteil Mahls­
dorf, wird festgesetzt. Er ändert teilweise den durch Verordnung 
über die Festsetzung des Bebauungsplanes XXIII-15b im Bezirk 
Hellersdorf, Ortsteil Mahlsdorf, vom 20.10.2001 (GVBL Nr. 44, 
Seite 544) festgesetzten Bebauungsplan.

§ 2
Die Urschrift des Bebauungsplans kann beim Bezirksamt Mar­

zahn-Hellersdorf von Berlin, Abteilung Wirtschaft und Stadtent­
wicklung, Stadtentwicklungsamt, Fachbereich Vermessung, beglau­
bigte Abzeichnungen des Bebauungsplans können beim Bezirksamt 
Marzahn-Hellersdorf von Berlin, Abteilung Wirtschaft und Stadt­
entwicklung, Stadtentwicklungsamt, Fachbereich Stadtplanung und 
Fachbereich Bauaufsicht, Wohnungsaufsicht und Denkmalschutz, 
kostenfrei eingesehen werden.

§ 3
Auf die Vorschriften über

1.	 die Geltendmachung und die Herbeiführung der Fälligkeit et­
waiger Entschädigungsansprüche (§ 44 Absatz 3 Satz 1 und 2 
des Baugesetzbuchs) und

2.	 das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen bei nicht fristge­
mäßer Geltendmachung (§ 44 Absatz 4 des Baugesetzbuchs)

wird hingewiesen.

§ 4
(1) Wer die Rechtswirksamkeit dieser Verordnung überprüfen las­

sen will, muss
1.	 eine beachtliche Verletzung der Verfahrens- und Formvorschrif­

ten, die in § 214 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 3 des Baugesetz­
buchs bezeichnet sind,

2.	 eine nach § 214 Absatz 2 des Baugesetzbuchs beachtliche Ver­
letzung der Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungs­
plans und des Flächennutzungsplans,

3.	 nach § 214 Absatz 3 Satz 2 des Baugesetzbuchs beachtliche 
Mängel des Abwägungsvorgangs,

4.	 eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften, die im 
Gesetz zur Ausführung des Baugesetzbuchs enthalten sind, 

in den Fällen der Nummern 1 bis 3 innerhalb eines Jahres, in den 
Fällen der Nummer 4 innerhalb von zwei Jahren seit der Verkün­
dung dieser Verordnung gegenüber dem Bezirksamt Marzahn-Hel­
lersdorf von Berlin schriftlich geltend machen. Der Sachverhalt, der 
die Verletzung begründen soll, ist darzulegen. Nach Ablauf der in 
Satz 1 genannten Fristen werden die in Nummer 1 bis 4 genannten 
Mängel gemäß § 215 Absatz 1 des Baugesetzbuchs und gemäß § 32 
Absatz 2 des Gesetzes zur Ausführung des Baugesetzbuchs unbe­
achtlich.

(2) Die Beschränkung des Absatzes 1 gilt nicht, wenn die für die 
Verkündung dieser Verordnung geltenden Vorschriften verletzt wor­
den sind. 

§ 5
Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- 

und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Berlin, den 15. März 2013

Bezirksamt Marzahn-Hellersdorf von Berlin

K o m o ß
Bezirksbürgermeister

Christian  G r ä f f
Bezirksstadtrat für Wirtschaft 

und Stadtentwicklung

Verordnung
über die Festsetzung des Bebauungsplans XXIII-15b-1 

im Bezirk Marzahn-Hellersdorf, Ortsteil Mahlsdorf
Vom 15. März 2013
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Auf Grund des § 11 Nummer 1 des Berliner Hochschulzulas­
sungsgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 18. Juni 
2005 (GVBl. S. 393), das zuletzt durch Artikel II des Gesetzes vom 
20. Mai 2011 (GVBl. S. 194) geändert worden ist, in Verbindung mit 
dem Staatsvertrag über die Errichtung einer gemeinsamen Einrich­
tung für Hochschulzulassung vom 5. Juni 2008 (GVBl. S. 310), wird 
verordnet:

Artikel I
Die Verordnung über die zentrale Vergabe von Studienplätzen 

durch die Stiftung für Hochschulzulassung vom 18. Mai 2010 
(GVBl. S. 269), die zuletzt durch Verordnung vom 15. Mai 2012 
(GVBl. S. 151) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
1.	 § 18 Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt gefasst:

„Besteht danach noch Ranggleichheit oder besteht bei der Aus­
wahl in den übrigen Quoten Ranggleichheit, wird vorrangig aus­
gewählt, wer zu dem Personenkreis nach § 19 Absatz 1 Satz 1 
Nummer 1 bis 3 gehört und durch eine Bescheinigung glaubhaft 
macht, dass der Dienst in vollem Umfang abgeleistet ist oder bei 

einer Bewerbung für das Sommersemester bis zum 30. April und 
bei einer Bewerbung für das Wintersemester bis zum 31. Okto­
ber im Umfang der gesetzlich vorgeschriebenen Mindestdauer 
abgeleistet sein wird, oder glaubhaft macht, dass bis zu den ge­
nannten Zeitpunkten mindestens sechs Monate Dienst nach § 19 
Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 ausgeübt sein werden.“ 

2.	 In § 19 Absatz 1 Satz 1 wird vor dem Wort „werden“ das Wort 
„(Dienst)“ eingefügt.

Artikel II
Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- 

und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft. Sie gilt erstmals für das 
Vergabeverfahren zum Wintersemester 2013/2014.

Berlin, den 19. März 2013

Senatsverwaltung für Bildung, 
Jugend und Wissenschaft

Sandra S c h e e r e s

Vierte Verordnung
zur Änderung der Verordnung über die zentrale Vergabe von Studienplätzen 

durch die Stiftung für Hochschulzulassung
Vom 19. März 2013
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Auf Grund des
1.	 § 2 Absatz 2 Satz 1 und § 17 Absatz 2 Satz 3 sowie Absatz 3 

Satz 1 des Finanzverwaltungsgesetzes in der Fassung der Be­
kanntmachung vom 4. April 2006 (BGBl. I S. 846, 1202), das 
zuletzt durch Artikel 17 des Gesetzes vom 8. Dezember 2010 
(BGBl. I S. 1768) geändert worden ist,

2.	 § 387 Absatz 2 Satz 1 und 2 der Abgabenordnung in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 1. Oktober 2002 (BGBl. I S. 3866; 
2003 I S. 61), die zuletzt durch Artikel 9 des Gesetzes vom 
21. Juli 2012 (BGBl. I S. 1566) geändert worden ist,

3.	 a)	 § 409 der Abgabenordnung,
b)	 § 14 Absatz 3 Satz 2 des Fünften Vermögensbildungsgeset­

zes in der Fassung der Bekanntmachung vom 4. März 1994 
(BGBl. I S. 406), das zuletzt durch Artikel 13 des Gesetzes 
vom 7. Dezember 2011 (BGBl. I S. 2592) geändert worden 
ist, auch in Verbindung mit § 409 der Abgabenordnung,

c)	 § 8 Absatz 2 Satz 2 des Wohnungsbau-Prämiengesetzes in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 30. Oktober 1997 
(BGBl. I S. 2678), das zuletzt durch Artikel 7 des Gesetzes 
vom 5. April 2011 (BGBl. I S. 554) geändert worden ist, 
auch in Verbindung mit § 409 der Abgabenordnung,

d)	 § 8 des Investitionszulagengesetzes 1999 in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 11. Oktober 2002 (BGBl. I S. 4034), 
das zuletzt durch Artikel 6 des Gesetzes vom 21. Dezember 
2004 (BGBl. I S. 3603) geändert worden ist,

e)	 § 7 des Investitionszulagengesetzes 2005 in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 30. September 2005 (BGBl. I 
S. 2961),

f)	 § 14 des Investitionszulagengesetzes 2007 in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 23. Februar 2007 (BGBl. I 
S. 282), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 7. De­
zember 2008 (BGBl. I S. 2350) geändert worden ist,

g)	 § 15 des Investitionszulagengesetzes 2010 vom 7. Dezem­
ber 2008 (BGBl. I S. 2350), das durch Artikel 10 des Geset­
zes vom 22. Dezember 2009 (BGBl. I S. 3950) geändert 
worden ist,

h)	 § 164 Satz 1 des Steuerberatungsgesetzes in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 4. November 1975 (BGBl. I S. 2735), 

das zuletzt durch Artikel 19 des Gesetzes vom 6. Dezember 
2011 (BGBl. I S. 2515) geändert worden ist,

i)	 § 131 Absatz 3 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 19. Februar 1987 
(BGBl. I S. 602), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes 
vom 29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2353) geändert worden ist,

j)	 § 17 Absatz 3 Satz 2 und Absatz 4 des Geldwäschegesetzes 
vom 13. August 2008 (BGBl. I S. 1690), das zuletzt durch 
Artikel 1 des Gesetzes vom 18. Februar 2013 (BGBl. I 
S. 268) geändert worden ist,

jeweils in Verbindung mit § 387 Absatz 2 Satz 1 und 2 der Ab­
gabenordnung,

4.	 § 15 Absatz 2 des Kraftfahrzeugsteuergesetzes in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 26. September 2002 (BGBl. I 
S. 3818), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 5. De­
zember 2012 (BGBl. I S. 2431) geändert worden ist,

5.	 § 10 Absatz 2 des Vergnügungsteuergesetzes vom 20. Oktober 
2009 (GVBl. S. 479), das durch Artikel I des Gesetzes vom 
15. Dezember 2010 (GVBl. S. 559) geändert worden ist,

zu 1. bis 4. jeweils in Verbindung mit § 1 der Verordnung über die 
Übertragung von Ermächtigungen zum Erlass von Rechtsverord­
nungen im Bereich der Finanzverwaltung auf die Senatsverwaltung 
für Finanzen vom 1. April 1992 (GVBl. S. 117), wird verordnet:

Artikel I
Die Anlage zu § 2 Satz 1 der Finanzämter-Zuständigkeitsverord­

nung vom 13. September 2007 (GVBl. S. 322), die zuletzt durch 
Verordnung vom 30. April 2010 (GVBl. S. 259) geändert worden ist, 
wird durch die dieser Verordnung beigefügte Anlage ersetzt.

Artikel II
Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- 

und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft. 

Berlin, den 20. März 2013

Senatsverwaltung für Finanzen
Dr. Ulrich N u ß b a u m

Dritte Verordnung
zur Änderung der Finanzämter-Zuständigkeitsverordnung 

Vom 20. März 2013
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Finanzämter sind für die Bereiche anderer Finanzämter wie folgt zuständig:

Der im Folgenden verwendete Begriff „Besteuerung“ umfasst auch die Verwaltung der Lohnsteuer, der Kapitalertragsteuer, der Aufsichts­
ratsteuer, der Lizenzsteuer, der von den Finanzämtern zu erhebenden Lohnabzugsbeträge und der Arbeitnehmersparzulage nach dem 
Fünften Vermögensbildungsgesetz – VermBG – (Wahrnehmung der Aufgaben des Betriebsstättenfinanzamts im Sinne des § 41a Absatz 1 
Satz 1 Nummer 1 des Einkommensteuergesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 8. Oktober 2009 (BGBl. I S. 3366, 3862), das 
zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 8. Mai 2012 (BGBl. I S. 1030) geändert worden ist, jedoch nicht die Einheitsbewertung des 
Grundbesitzes sowie die Verwaltung der Grundsteuer und der Hundesteuer.

Lfd. 
Nr.

Finanzamt zuständig für den Bereich 
des Finanzamts

Nr. übertragene Zuständigkeit

Sp. 1 Sp. 2 Sp. 3 Sp. 4 Sp. 5

1 Charlottenburg alle Berliner Finanzämter 1.1 Zentrale Abwicklung des Zahlungsverkehrs (die den für die 
Besteuerung zuständigen Finanzämtern im Zusammenhang 
mit der personenbezogenen Buchführung übertragenen 
Aufgaben bleiben hiervon unberührt)

1.2 Auszahlung von Arbeitnehmer-Sparzulage für vermögens­
wirksame Leistungen, die nach dem 31. Dezember 1993 
angelegt werden, an Anlageinstitute im Datenträgeraus­
tauschverfahren und Abwicklung hierbei auftretender 
Rücküberweisungen der Anlageinstitute

2 Friedrichshain- 
Kreuzberg

alle Berliner Finanzämter 2.1 Einheitsbewertung und Bedarfsbewertung sowie Verwaltung 
der Grundsteuer des Grundbesitzes der Deutschen Bundes­
bahn, der Deutschen Reichsbahn, der Deutschen Bahn AG 
(DB AG), der DB AG Holding und ihrer Tochtergesellschaf­
ten (DB Netz AG, DB Cargo AG, DB Reise- und Touristik 
AG u.a.) und des Bundeseisenbahnvermögens sowie der auf 
diesem Grundbesitz lastenden Erbbaurechte und errichteten 
Gebäude auf fremdem Grund und Boden

2.2 Verwaltung der auf Berlin entfallenden Gewerbesteuer für 
alle Steuerpflichtigen, die im Land Berlin eine oder mehrere 
Betriebsstätten unterhalten und bei denen für die Festsetzung 
und Zerlegung des einheitlichen Gewerbesteuermessbetra­
ges ein Finanzamt außerhalb des Landes Berlin zuständig ist

2.3 Verwaltung der Lohnsteuer (Wahrnehmung der Aufgaben 
des Betriebsstättenfinanzamts im Sinne des § 41a Abs. 1 
Satz 1 Nr. 1 des Einkommensteuergesetzes) bei Arbeitge­
bern, bei denen eine Zuständigkeit für die Verwaltung der 
Gewerbesteuer nach den unter Nummer 2.2 genannten 
Fällen gegeben ist

3 Lichtenberg Marzahn-Hellersdorf, Neu­
kölln, Pankow/Weißensee, 
Prenzlauer Berg, Schöneberg, 
Tempelhof, Treptow-Köpenick

3.1 Anordnung und Durchführung von Lohnsteuer-Außenprü­
fungen

4 Mitte/Tiergarten alle Berliner Finanzämter 4.1 Einheitsbewertung und Bedarfsbewertung sowie Verwaltung 
der Grundsteuer für die von den Berliner Verkehrsbetrieben 
(BVG), Anstalt des öffentlichen Rechts, zu Betriebs- und 
Verwaltungszwecken genutzten Grundstücke

4.2 Einheitsbewertung und Bedarfsbewertung sowie Verwaltung 
der Grundsteuer für die Hafengrundstücke

4.3 Verwaltung der Zweitwohnungsteuer

4.4 Umsatzbesteuerung innergemeinschaftlicher Erwerbe neuer 
Fahrzeuge durch ausländische ständige diplomatische 
Missionen, berufskonsularische Vertretungen sowie durch 
ihre ausländischen Mitglieder

	 Anlage
	 zu § 2 Satz 1
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Lfd. 
Nr.

Finanzamt zuständig für den Bereich 
des Finanzamts

Nr. übertragene Zuständigkeit

Sp. 1 Sp. 2 Sp. 3 Sp. 4 Sp. 5

5 Neukölln alle Berliner Finanzämter 5.1 Besteuerung

5.1.1 der beschränkt steuerpflichtigen und der zum Personenkreis 
des § 1 Abs. 3 Satz 1 des Einkommensteuergesetzes 
gehörenden natürlichen Personen – dies gilt nicht für die 
Verwaltung der Lohnsteuer –

5.1.2 von Personengesellschaften, an denen ausschließlich 
beschränkt steuerpflichtige natürliche Personen unmittelbar 
oder mittelbar im Sinne des § 179 Abs. 2 Satz 3 der 
Abgabenordnung beteiligt sind, soweit sich die Zuständig­
keit nicht aus den Nummern 11.2.2 und 11.2.4 ergibt – dies 
gilt nicht für die Verwaltung der Lohnsteuer –

5.2 Verwaltung der Umsatzsteuer der nicht im Inland ansässigen 
Unternehmer, soweit nicht eine Zuständigkeit eines der 
Finanzämter für Körperschaften aufgrund besonderer 
Zuständigkeitsmerkmale gegeben ist (vgl. Nummern 11.2.2 
bis 11.2.4, 13.2.1 und 13.3, 14.2 und 14.3); wegen besonde­
rer Zuständigkeitsverordnungen des Bundesministeriums der 
Finanzen auf Bundesebene vgl. Nummer 5.3

5.3 Verwaltung der Umsatzsteuer im Ausland ansässiger 
Unternehmer, die im Inland keine Betriebsstätte unterhalten, 
soweit nach der Umsatzsteuerzuständigkeitsverordnung vom 
20. Dezember 2001 (BGBl. I S. 3794, 3814), die zuletzt 
durch Artikel 5 des Gesetzes vom 8. Dezember 2010 
(BGBl. I S. 1768) geändert worden ist, keine andere 
Finanzbehörde zuständig ist

5.4 Besteuerung von Unternehmen die Bauleistungen im Sinne 
von § 48 Abs. 1 Satz 3 des Einkommensteuergesetzes 
erbringen, wenn der Unternehmer seinen Wohnsitz oder das 
Unternehmen seine Geschäftsleitung oder seinen Sitz 
außerhalb des Geltungsbereiches des Gesetzes hat, soweit 
nach der Umsatzsteuerzuständigkeitsverordnung keine 
andere Finanzbehörde zuständig ist

5.5 Anordnung und Durchführung von Betriebsprüfungen bei 
landwirtschaftlichen Betrieben der Gewerbekennzahlen 
(GKZ) beginnend mit 011 bis 017, bei forstwirtschaftlichen 
Betrieben der GKZ beginnend mit 021 bis 023 und bei 
Betrieben der Fischerei und Aquakultur der GKZ beginnend 
mit 031  bis 032 (vgl. Verzeichnis der Wirtschaftszweige/
Gewerbekennzahlen)

6 Schöneberg alle Berliner Finanzämter 6.1 Verwaltung der Erbschaft- und Schenkungsteuer

7 Spandau alle Berliner Finanzämter 7.1 Einheitsbewertung und Bedarfsbewertung sowie Verwaltung 
der Grundsteuer für das forstwirtschaftliche Vermögen des 
Landes Berlin im Land Berlin

7.2 Verwaltung der Grunderwerbsteuer (einschl. der gesonderten 
Feststellung von Besteuerungsgrundlagen in den Fällen des 
§ 17 Abs. 2 und 3 des Grunderwerbsteuergesetzes)

8 Prenzlauer Berg alle Berliner Finanzämter 8.1 Verwaltung der Kraftfahrzeugsteuer im Wege der Organleihe 
gemäß § 18a Absatz 1 des Finanzverwaltungsgesetzes

9 Wedding Charlottenburg, Mitte/
Tiergarten, Reinickendorf, 
Spandau, Steglitz, Wilmers­
dorf, Zehlendorf

9.1 Anordnung und Durchführung von Lohnsteuer-Außenprü­
fungen

10 Zehlendorf Steglitz 10.1 Einheitsbewertung und Bedarfsbewertung sowie Verwaltung 
der Grundsteuer
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Lfd. 
Nr.

Finanzamt zuständig für den Bereich 
des Finanzamts

Nr. übertragene Zuständigkeit

Sp. 1 Sp. 2 Sp. 3 Sp. 4 Sp. 5

11 für Körperschaften I Charlottenburg, Reinickendorf, 
Wedding, Wilmersdorf

11.1 Besteuerung der Körperschaften im Sinne des § 1 Abs. 1 
Nr. 1 des Körperschaftsteuergesetzes, soweit sie nicht unter 
die Nummern 14.2.2 und 14.2.3 fallen

alle Berliner Finanzämter 11.2 Besteuerung – ausgenommen sind jeweils die Aufgaben im 
Zusammenhang mit der personenbezogenen Buchführung be-
treffend Ansprüche nach § 2 Satz 2 (vgl. Nummer 12.2) – der

11.2.1 sonstigen juristischen Personen des privaten Rechts nach § 1 
Abs. 1 Nr. 4 des Körperschaftsteuergesetzes sowie der 
nichtrechtsfähigen Vereine, Anstalten, Stiftungen und 
anderer Zweckvermögen des privaten Rechts nach § 1 
Abs. 1 Nr. 5 des Körperschaftsteuergesetzes

11.2.2 Kreditinstitute im Sinne des Kreditwesengesetz (alle 
Rechtsformen, insbesondere Körperschaften und Personen­
gesellschaften), einschließlich Finanzdienstleistungsinstitute 
(§ 1 Abs. 1a des Kreditwesengesetzes), soweit diese 
körperschaftsteuerpflichtig sind

11.2.3 Kapitalanlagegesellschaften im Sinne des Investmentgesetzes 

11.2.4 Versicherungen im Sinne des Versicherungsaufsichtgesetzes 
(alle Rechtsformen, insbesondere Körperschaften und 
Personengesellschaften)

11.2.5 nach § 5 Abs. 1 Nummern 3, 6 und 9 des Körperschaft­
steuergesetzes steuerbefreiten Kapitalgesellschaften

11.2.6 beteiligten Körperschaften, Personenvereinigungen oder 
Vermögensmassen in den Fällen der Nummer 14.2.1, soweit 
für die Kommanditgesellschaft eine Zuständigkeit nach den 
Nummern 11.2.2 bis 11.2.4 gegeben ist

11.2.7 Mitunternehmerschaften in den Fällen der Nummer 14.2.3, 
soweit für die Körperschaft eine Zuständigkeit nach den 
Nummern 11.2.2 bis 11.2.4 gegeben ist

11.2.8 REIT-Aktiengesellschaften und Vor-REITs im Sinne des 
REIT-Gesetzes 

11.3 Wahrnehmung der Rechte des Landes Berlin an der 
Zerlegung der Körperschaftsteuer

11.4 Rennwett- und Lotteriesteuer

Charlottenburg, Pankow/
Weißensee, Spandau

11.5 Anordnung und Durchführung von Umsatzsteuer-Sonder­
prüfungen

12 für Körperschaften II Friedrichshain-Kreuzberg für 
den Ortsteil Friedrichshain des 
Bezirks Friedrichshain-Kreuz­
berg, Marzahn-Hellersdorf, 
Lichtenberg, Mitte/Tiergarten 
für den Ortsteil Mitte des 
Bezirks Mitte Pankow/
Weißensee, Prenzlauer Berg, 
Treptow-Köpenick

12.1 Besteuerung der

12.1.1 Körperschaften im Sinne des § 1 Abs. 1 Nr. 1 des Körper­
schaftsteuergesetzes, soweit sie nicht den unter den 
Nummern 11.2.2 bis 11.2.4 genannten Branchen zuzuordnen 
sind oder unter die Nummern 14.2.2 und 14.2.3 fallen

12.1.2 Produktionsgenossenschaften des Handwerks im Sinne der 
Anlage II Kapitel V Sachgebiet A Abschnitt III Nr. 4 des 
Einigungsvertrages vom 31. August 1990 (BGBl. 1990 II 
S. 885)
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Lfd. 
Nr.

Finanzamt zuständig für den Bereich 
des Finanzamts

Nr. übertragene Zuständigkeit

Sp. 1 Sp. 2 Sp. 3 Sp. 4 Sp. 5

12.2 Aufgaben im Zusammenhang mit der personenbezogenen 
Buchführung betreffend Ansprüche nach § 2 Satz 2 in den 
Fällen der Nummern 11.2, 13.2, 13.3, 13.4 sowie 14.2 und 
14.3

Friedrichshain-Kreuzberg, 
Marzahn-Hellersdorf, Lichten-
berg, Reinickendorf, Wedding

12.3 Anordnung und Durchführung von Umsatzsteuer-Sonder­
prüfungen

13 für Körperschaften III Friedrichshain-Kreuzberg für 
den Ortsteil Kreuzberg des 
Bezirks Friedrichshain-Kreuz­
berg, Neukölln, Spandau, 
Steglitz, Tempelhof, Mitte/ 
Tiergarten für die Ortsteile 
Tiergarten, Moabit und 
Hansaviertel des Bezirks Mitte, 
Zehlendorf

13.1 Besteuerung der Körperschaften im Sinne des § 1 Abs. 1 
Nr. 1 des Körperschaftsteuergesetzes, soweit sie nicht den 
unter den Nummern 11.2.2 bis 11.2.4 genannten Branchen 
zuzuordnen sind oder unter die Nummern 14.2.2 und 14.2.3 
fallen

alle Berliner Finanzämter 13.2 Besteuerung – ausgenommen sind jeweils die Aufgaben im 
Zusammenhang mit der personenbezogenen Buchführung be­
treffend Ansprüche nach § 2 Satz 2 (vgl. Nummer 12.2) – der

13.2.1 beschränkt Steuerpflichtigen (§ 2 Nr. 1 des Körperschaft­
steuergesetzes, § 2 Abs. 1 Nr. 2 des Vermögensteuergeset­
zes), wenn sich die Zuständigkeit nicht aus der Nummer 
14.2.2 ergibt und soweit sie nicht den unter den Nummern 
11.2.2 bis 11.2.4 genannten Branchen zuzuordnen sind

13.2.2 Betriebe gewerblicher Art von juristischen Personen des 
öffentlichen Rechts (§ 1 Abs. 1 Nr. 6 des Körperschaft­
steuergesetzes), soweit sie nicht den unter den Nummern 
11.2.2 bis 11.2.4 genannten Branchen zuzuordnen sind, 
sowie der juristischen Personen des öffentlichen Rechts – 
bei Gebietskörperschaften gilt dies nicht für die Verwaltung 
der Lohnsteuer –

13.2.3 Genossenschaften (§ 1 Abs. 1 Nr. 2 des Körperschaftsteuer­
gesetzes), soweit sie nicht den unter den Nummern 11.2.2 
bis 11.2.4 genannten Branchen zuzuordnen sind oder unter 
die Nummern 11.4.1 und 11.4.2 fallen

13.2.4 Kapitalgesellschaften ausländischen Rechts, die unbe­
schränkt körperschaftsteuerpflichtig sind, soweit sie nicht 
den unter den Nummern 11.2.2 bis 11.2.4 genannten 
Branchen zuzuordnen sind oder unter die Nummern 14.2.2 
und 14.2.3 fallen

13.2.5 Europäischen Gesellschaften (SE) im Sinne der Verordnung 
(EG) Nr. 2157/2001 des Rates vom 8. Oktober 2001 über 
das Statut der Europäischen Gesellschaft (SE) und Europäi­
schen Genossenschaften (SCE) im Sinne der Verordnung 
(EG) Nr. 1435/2003 des Rates vom 22. Juli 2003 über das 
Statut der Europäischen Genossenschaft (SCE), soweit sie 
nicht den unter den Nummern 11.2.2 bis 11.2.4 genannten 
Branchen zuzuordnen sind oder unter die Nummern 14.2.2 
und 14.2.3 fallen
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Lfd. 
Nr.

Finanzamt zuständig für den Bereich 
des Finanzamts

Nr. übertragene Zuständigkeit

Sp. 1 Sp. 2 Sp. 3 Sp. 4 Sp. 5

13.3 Verwaltung der Umsatzsteuer der nicht im Inland ansässigen 
Unternehmer, soweit es sich um Körperschaften im Sinne 
des § 1 Abs. 1 Nr. 1 des Körperschaftsteuergesetzes handelt 
und nicht eine Zuständigkeit nach den Nummern 13.2.1, 
11.2.2 bis 11.2.4, 14.2 und 14.3 gegeben ist – ausgenommen 
sind die Aufgaben im Zusammenhang mit der personenbezo­
genen Buchführung betreffend Ansprüche nach § 2 Satz 2 
(vgl. Nummer 12.2) –; wegen besonderer Zuständigkeitsver­
ordnungen des Bundesministeriums der Finanzen auf 
Bundesebene (vgl. Nummer 5.3)

13.4 Verwaltung der Lohnsteuer in den Fällen der grenzüber­
schreitenden Arbeitnehmerüberlassung nach § 38 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 2 des Einkommensteuergesetzes – ausgenommen 
sind die Aufgaben im Zusammenhang mit der personenbezo­
genen Buchführung betreffend Ansprüche nach § 2 Satz 2 
(vgl. Nummer 12.2) –

13.5 Aufgaben im Zusammenhang mit der personenbezogenen 
Buchführung und Vollstreckung in Straf- und Bußgeldver­
fahren (vgl. Nummer 15.2)

Neukölln, Schöneberg, 
Tempelhof, Treptow-Köpenick

13.6 Anordnung und Durchführung von Umsatzsteuer-Sonder­
prüfungen

14 für Körperschaften IV Schöneberg 14.1 Besteuerung der Körperschaften im Sinne des § 1 Abs. 1 
Nr. 1 des Körperschaftsteuergesetzes, soweit sie nicht den 
unter den Nummern 11.2.2 bis 11.2.4 genannten Branchen 
zuzuordnen sind

alle Berliner Finanzämter 14.2 Besteuerung – ausgenommen sind jeweils die Aufgaben im 
Zusammenhang mit der personenbezogenen Buchführung be­
treffend Ansprüche nach § 2 Satz 2 (vgl. Nummer 12.2) – der

14.2.1 Kommanditgesellschaften, wenn an der Kommanditgesell­
schaft ausschließlich Körperschaften, Personenvereinigun­
gen oder Vermögensmassen im Sinne des § 1 Abs. 1 und des 
§ 2 Nr. 1 des Körperschaftsteuergesetzes unmittelbar als 
persönlich haftende Gesellschafter beteiligt sind; dies gilt 
entsprechend, wenn die Kommanditgesellschaft ihre 
Geschäftsleitung im Ausland hat, aber eine oder mehrere Be­
triebsstätten in Berlin unterhält oder ein ständiger Vertreter 
in Berlin bestellt ist, soweit sie nicht den unter den Num­
mern 11.2.2 bis 11.2.4 genannten Branchen zuzuordnen sind 

14.2.2 Körperschaften, Personenvereinigungen und Vermögens­
massen im Sinne des § 1 Abs. 1 und des § 2 Nr. 1 des 
Körperschaftsteuergesetzes in den in Nummer 14.2.1 
genannten Fällen, deren ausschließliche Tätigkeit sich in der 
Geschäftsführung für diese Kommanditgesellschaften 
erschöpft

14.2.3 Körperschaften im Sinne des § 1 Abs. 1 Nr. 1 des Körper­
schaftsteuergesetzes, an denen eine atypische stille Beteili­
gung besteht und die Gesellschafter steuerrechtlich als 
Mitunternehmer anzusehen sind, soweit für die Körperschaft 
nicht eine Zuständigkeit nach den Nummern 11.2.2 bis 
11.2.5 gegeben ist

14.2.4 Mitunternehmerschaften in der Rechtsform atypisch stiller 
Gesellschaften an Körperschaften i.S.d. § 1 des Körper­
schaftsteuergesetzes, ausgenommen Mitunternehmerschaf­
ten in den Fällen der Nummern 11.2.2 bis 11.2.4
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Lfd. 
Nr.

Finanzamt zuständig für den Bereich 
des Finanzamts

Nr. übertragene Zuständigkeit

Sp. 1 Sp. 2 Sp. 3 Sp. 4 Sp. 5

14.3 Verwaltung der Umsatzsteuer der Unternehmen gemäß den 
Nummern 14.2.1 und 14.2.2, wenn die Kommanditgesell­
schaft ihre Geschäftsleitung im Ausland hat, soweit nicht 
bereits eine Zuständigkeit nach den Nummern 14.2.1 und 
14.2.2 gegeben ist – ausgenommen sind jeweils die 
Aufgaben im Zusammenhang mit der personenbezogenen 
Buchführung betreffend Ansprüche nach § 2 Satz 2 (vgl. 
Nummer 12.2) –; wegen besonderer Zuständigkeitsverord­
nung des Bundesministeriums der Finanzen auf Bundesebe­
ne vgl. Nummer 5.3

14.4 Verwaltung der

14.4.1 Vergnügungsteuer 

14.4.2 Spielbankabgabe sowie der  weiteren Leistungen und der 
Gewinnabgabe (§§ 3 und 4 des Spielbankengesetzes vom 
8. Februar 1999 (GVBl. S. 70), das zuletzt durch Gesetz 
vom 3. März 2010 (GVBl. S. 124) geändert worden ist, 
einschl. der Durchführung der Steueraufsicht

Mitte/Tiergarten, Prenzlauer 
Berg, Steglitz, Wilmersdorf, 
Zehlendorf

14.5 Anordnung und Durchführung von Umsatzsteuer-Sonder­
prüfungen

15 für Fahndung und 
Strafsachen Berlin

alle Berliner Finanzämter 15.1 Wahrnehmung der Aufgaben der Steuerfahndung

15.2 Straf- und Bußgeldverfahren – ohne die Aufgaben im 
Zusammenhang mit der personenbezogenen Buchführung 
und Vollstreckung (vgl. Nummer 13.5) – wegen

15.2.1 Steuerstraftaten und Steuerordnungswidrigkeiten

15.2.2 Straftaten und Ordnungswidrigkeiten, auf die nach den in 
der Eingangsformel der Verordnung zitierten ermächtigen­
den Vorschriften die Bestimmungen des Achten Teils der 
Abgabenordnung Anwendung finden
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Auf Grund des § 11 Nummer 2 des Berliner Hochschulzulas­
sungsgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 18. Juni 
2005 (GVBl. S. 393), das zuletzt durch Artikel II des Gesetzes vom 
20. Mai 2011 (GVBl. S.194) geändert worden ist, in Verbindung mit 
§ 6b Absatz 1 des Berliner Hochschulgesetzes in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 26. Juli 2011 (GVBl. S. 378) wird verordnet:

Artikel I
Die Hochschulzulassungsverordnung vom 4. April 2012 (GVBl. 

S. 111) wird wie folgt geändert:
1.	 In der Inhaltsübersicht wird die Angabe zu § 25 wie folgt ge­

fasst: 
„§ 25 Rückstellungsbescheid“ 

2.	 § 2 Absatz 4 Satz 4 wird aufgehoben.
3.	 Dem § 5 wird folgender Satz angefügt: 

„Dies gilt entsprechend für den Rückstellungsbescheid nach 
§ 25 Absatz 1 Satz 1.“

4.	 § 19 Absatz 1 wird wie folgt geändert:
a)	 Satz 2 wird wie folgt gefasst:

„Für jeden Bewerber und jede Bewerberin ist im Zulas­
sungsverfahren nur eine Registrierung zulässig.“

b)	 Es wird folgender Satz angefügt: 
„Im Falle mehrerer Registrierungen eines Bewerbers oder 
einer Bewerberin gilt die letzte Registrierung, unter der Zu­
lassungsanträge eingegangen sind; nur über diese ist zu ent­
scheiden.“

5.	 In § 20 Absatz 2 Satz 1 werden das Semikolon und die Wörter 
„§ 2 Absatz 4 Satz 4 bleibt unberührt“ gestrichen.

6.	 § 24 wird wie folgt geändert:
a)	 Die Absätze 1 und 2 werden wie folgt gefasst:

„(1) Nach Abschluss der zweiten Koordinierungsphase 
werden in einer Clearingphase,  die aus zwei Clearingver­
fahren besteht, noch verfügbare Studienplätze durch Los 
vergeben. An der Clearingphase können Bewerber und Be­
werberinnen teilnehmen, die in den zwei vorangegangen 
Koordinierungsphasen keine Zulassung erhalten haben; für 
bisher noch nicht am Serviceverfahren teilnehmende Be­
werber und Bewerberinnen ist eine Registrierung gemäß 
§ 19 erforderlich.

(2) Der Zulassungsantrag muss für die Teilnahme an dem 
ersten Clearingverfahren für das Sommersemester bis zum 
6. März und für das Wintersemester bis zum 3. September, 
für die Teilnahme an dem zweiten Clearingverfahren für das 
Sommersemester bis zum 4. April und für das Wintersemes­
ter bis zum 4. Oktober elektronisch über das Webportal der 
Stiftung eingegangen sein (Ausschlussfristen).“

b)	 In Absatz 4 Satz 2 werden die Wörter „der Clearingphase“ 
durch die Wörter „des jeweiligen Clearingverfahrens“ er­
setzt.

7.	 Die Überschrift des § 25 wird wie folgt gefasst:

„§ 25
Rückstellungsbescheid“ 

8.	 Dem § 30 wird folgender Satz angefügt:
„Die Hochschule kann die Stiftung mit der Durchführung des 
Losverfahrens beauftragen; insoweit gilt § 24 entsprechend.“

9.	 § 32 wird wie folgt geändert:
a)	 Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa)	 In Satz 1 wird die Angabe „2013“ durch die Angabe 
„2014“ ersetzt.

bb)	In Satz 2 werden die Wörter „bis zum 31. März 2013“ 
gestrichen.

b)	 Folgende Absätze 3 und 4 werden angefügt:
„(3) Abweichend von § 24 Absatz 1 Satz 2 Halbsatz 1 

können in den Clearingverfahren bis einschließlich der Zu­
lassungsverfahren zum Sommersemester 2014 auch Bewer­
ber und Bewerberinnen teilnehmen, die in den zwei voran­
gegangen Koordinierungsphasen eine Zulassung erhalten 
haben. 

(4) Werden nach Abschluss der zweiten Koordinierungs­
phase in den Serviceverfahren bis einschließlich der Zulas­
sungsverfahren zum Sommersemester 2014 in einem Stu­
diengang Studienplätze verfügbar und liegen noch form- und 
fristgerechte Zulassungsanträge vor, führt die Hochschule 
zunächst das Nachrückverfahren nach § 27 durch.“ 

Artikel II
Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- 

und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft. Artikel I Nummer 9 Buch­
stabe a) findet mit Inkrafttreten dieser Verordnung Anwendung. Im 
Übrigen gilt diese Verordnung erstmals für das Zulassungsverfahren 
zum Wintersemester 2013/2014.

Berlin, den 21. März 2013

Senatsverwaltung für Bildung, 
Jugend und Wissenschaft

Sandra  S c h e e r e s

Erste Verordnung
zur Änderung der Hochschulzulassungsverordnung

Vom 21. März 2013
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